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Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Ziffer 1 BauGB)

1. Als Art baulicher Nutzung ist "Gewerbegebiet" (GE) gemäß § 8 BauNVO festgesetzt.

2. Im (eingeschränkten) GE1-Gebiet  sind die gemäß § 8 (2) Ziffer 1 BauNVO allgemein zulässigen "Gewerbebetriebe aller Art" sind mit Ausnahme von 
Gewerbetrieben im Sinne von § 6 (1) BauNVO, die das Wohnen nicht wesentlich stören, nicht zulässig (§ 1 (4) BauNVO und § 1 (5) BauNVO). Die gemäß 
§ 8 (2) Ziffer 1 allgemein zulässigen "Lagerplätze" sind nicht zulässig (§ 1 (5) BauNVO).

3. Die gemäß § 8 (2) Ziffer 3 BauNVO allgemein zulässigen "Tankstellen" sind nicht zulässig (§ 1 (5) BauNVO).

4. Die gemäß § 8 (3) Ziffer 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen "Vergnügungsstätten" sind nicht Bestandteil des Bebauungsplans (§ 1 (6) Ziffer 1 
BauNVO) und damit unzulässig.

5. Gemäß § 1 (9) BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe, die Lebensmittel und sonstige Güter des täglichen Bedarfs (Grundversorgung und/oder den 
Sortimentsbereich der sogenannten innenstadtrelevanten Warengruppen) anbieten, unzulässig. 
 
6. Gemäß § 16 (3) BauNVO darf eine maximale Traufhöhe (Def.: Schnittkante zwischen Außenfläche aufgehendes Mauerwerk und fertiger Dachhaut) 
von 74,00 m über NHN sowie eine maximale Firsthöhe von 78,00 m über NHN nicht überschritten werden. Eine Überschreitung der maximal zulässigen 
Firsthöhe durch Gebäude- und  Anlagenteile (z.B. Aufzugaufbauten, technische Bauteile o.ä.) um maximal 2,00 m ist dann ausnahmsweise zulässig, 
wenn diese aus betriebstechnischen Gründen erforderlich sind. 

7. In Abweichung von Ziffer 6 der textlichen Textfestsetzungen darf gemäß § 16 (3) BauNVO darf im Bereich einer zulässigen IV-Geschossigkeit eine 
maximale Traufhöhe (Def.: Schnittkante zwischen Außenfläche aufgehendes Mauerwerk und fertiger Dachhaut) von 78,00 m über NHN sowie eine 
maximale Firsthöhe von 80,00 m über NHN nicht überschritten werden. 

Bauweise (§ 9 (1) Ziffer 2 BauGB)

8. Im gesamten Geltungsbereich ist die abweichende Bauweise (a) gemäß § 22 (4) BauGB festgesetzt. In der abweichenden Bauweise dürfen Gebäude 
eine Länge von 50 m überschreiten und sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten.

Flächen für Nebenanlagen und Garagen (§ 9 (1) Ziffer 4 BauGB und § 14 (1) BauNVO)

9. In Bereichen zwischen erschließenden öffentlichen Verkehrsflächen und den straßenseitigen Baugrenzen sind bauliche Nebenanlagen im 
Sinne von § 14 (1) BauNVO sowie Garagen nicht zulässig.

Örtliche Bauvorschriften gemäß (§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 86 (4) BauO NW)

Einfriedungen:
Im gesamten Geltungsbereich ist die der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandte Seite von Einfriedungen als Hecke auszubilden, sofern die Einfriedungen 
eine Höhe von 1,50 m überschreiten.   

Müllbehälter:
Lagerflächen sowie Stellplätze zur Unterbringung von Müllbehältern sind der Einsicht von der öffentlichen Verkehrsfläche (z.B. durch 
Begrünungsmaßnahmen) zu entziehen.

Gestaltung und Instandhaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke:
Flächen, die weder überbaut sind, noch als Wegefläche oder Stellplatz dienen, sind als Grünflächen anzulegen und zu pflegen. 

Hinweise:

Denkmalschutz: Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, 
Einzelfunde oder auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist 
der Gemeinde als Untere Denkmalschutzbehörde und/oder dem Westfälischen Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege, 
Außenstelle Olpe (Tel.02761/93750, Fax: 02671/2466) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in 
unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NW) falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden 
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für 
wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW). 

Kampfmittel: Gemäß Auflage des Staatlichen Kampfmittelräumdienstes (KRD) bei der Bezirksregierung Arnsberg ist im Plangebiet des 
Bebauungsplans das Absuchen der zu bebauenden Fläche(n) und der Baugrube(n) erforderlich. Das Absuchen ist schriftlich jeweils 
2 Arbeitstage vor Fertigstellung beim Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Zivilschutz (Abt. Gefahrenabwehr, Gefahrenprävention und 
Logistik) der Stadt Hamm zu beantragen. Das Vorhandensein vom Kampfmitteln des Zweiten Weltkrieges kann nie ausgeschlossen werden. 
Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbungen hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, 
sind die Arbeiten sofort einzustellen und umgehend telefonisch (Hamm, 903-340, 903-341 oder 903-0) das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst 
und Zivilschutz (Abt. Gefahrenabwehr, Gefahrenprävention und Logistik) der Stadt Hamm ist zu verständigen.

Altlastenverdacht: Aufgrund ihrer Vornutzungen sind die Geltungsbereichsflächen des Bebauungsplans Nr. 01.111 Bestandteil des 
Katasters über altlastenverdächtige Flächen und Altlasten der Stadt Hamm. Aus diesem Grunde wurde im März/April 2004 von der 
Geologie+Umwelt-Consulting Hamm GmbH in Abstimmung mit der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde im Umweltamt der 
Stadt Hamm eine Gefährdungsabschätzung durchgeführt. Nach den Ergebnissen der im Rahmen der Gefährdungsabschätzung durchgeführten 
Untersuchungen ist davon auszugehen, dass auf dem Gelände der ehemaligen Standortverwaltung keine Belastungen des 
Bodens durch die bisherige Nutzung entstanden sind (nähere Erläuterungen siehe Begründung zum Bebauungsplan Nr. 01.111). 


